
Akteure und Profiteure der Verfolgung  
im Überblick

In Württemberg waren zahlreiche Akteure an der Existenzvernichtung der Juden beteiligt. 
NSDAP, Kommunen, Finanz- und Landesverwaltungen, Gestapo, Wirtschaftsverbände,  
Industrie- und Handelskammern, private Firmen und nicht zuletzt auch viele Bürgerinnen 
und Bürger konnten sich in hohem Maße bereichern. Profitieren konnte man von der Aus-
schaltung von Konkurrenten, von der Berechnung von Dienstleistungen bei Zwangsverkäufen, 
von der Aneignung von Firmen und Immobilien weit unter Wert und schließlich von der Ver-
steigerung des letzten Hab und Guts der Deportierten.

Bevor der endgültige Ausschluss der jüdischen Bevölkerung aus Beruf und Wirtschaft 1938 
staatlich angeordnet wurde, hatten die regionalen Akteure durchaus Handlungsspielräume. 
Sie nutzten sie jedoch meist nur zu Lasten der bedrängten Juden. Dass die Judenverfolgung 
in Württemberg akzeptiert oder zumindest hingenommen wurde, beruhte auch auf dem ver-
breiteten gesellschaftlichen Antisemitismus in der Weimarer Republik.   

Der Weltanschauungsantisemitismus der Nationalsozialisten, der 1933 zum Staatsziel wurde,  
war die treibende Kraft bei der Ausgrenzung der jüdischen Bevölkerung bis hin zu deren 
Existenzvernichtung. Die Kriegs- und Haushaltsfinanzierung wurde schließlich zu einem weiteren 
zentralen Motiv. Die Politik der Vertreibung und des Massenmords führte zu einer gigantischen 
Vermögensumschichtung von rund 12 Milliarden Reichsmark in Deutschland zugunsten des 
NS-Staates, der Wirtschaft und der Gesellschaft. 

Württembergische 
Landessparkasse

»Volksgemeinschaft«

Reichsfi nanzbehörden
Oberfi nanzpräsidium Württemb.

Finanzämter 

Devisenstelle Stuttgart

Gestapo 
Stuttgart und Außenstellen

Kommunalverwaltungen

Otto Hill, Dr. Otto Weiss, Direktoren
Helmut Baumert, Vorsteher

Aufgaben: 
Kreditfi nanzierung einer Reihe von 
 Zwangsverkäufen von Firmen für württem bergische 
NSDAP-Spitzen funktionäre

Bezahlte Führungspositionen, Kredite 

Profi teure der berufl ichen Verdrängung von Ärzten, 
Rechtsanwälten, Journalisten, Künstlern, Angestell-
ten etc.  
Firmen- und Grundstückskäufer durch Erwerb unter 
Wert
Profi teure als Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer, 
Versteigerer, Banken, Speditionen durch vielfältige 
Dienstleistungen
viele Erwerberinnen und Erwerber von günstigen 
Wohnungseinrichtungen, Hausrat und Kleidung 

Ernst Peiffer, Präsident,
Dr. Rudolf Mitze, ab 1942

Aufgaben: 
Aufsicht und Anweisung der anti jüdischen Finanz-
politik
Verwaltung und Verwertung des Vermögens der 
jüdischen Bevölkerung

Wohnungs- und Hausratsgegenstände, Kunstwer-
ke etc. in Büros der Finanzbe hörden – gilt auch 
für die einzelnen Finanzämter

Aufgaben: 
Steuerliche Diskriminierung; Verwaltung und Ver-
wertung des Vermögens der jüdischen Bevölkerung. 
Einzug der antisemitischen Sondersteuern und 
Abgaben
Betriebs- und Steuerprüfungen.
Sicherungsanordnungen und Unbedenklichkeitsbe-
scheinigungen

Ernst Niemann, Leiter 

Aufgaben: 
Devisen- und Vermögensprüfungen bei Auswande-
rung
Sicherungsanordnungen und Unbedenklichkeitsbe-
scheinigungen
Verhaftungen 

Städte, Gemeinden und Landkreise

Aufgaben: 
Aufl ösung von kommunalen Geschäftsverbindun-
gen zu jüdischen Unternehmern
Zutrittsverbote zu Kommunen und Märkten
Vermittlung von Informationen an Ministe rien
NS-Organisationen, Vermittlungszentrale und 
Finanzbehörden 

Günstige Grundstücks- und Immobilienankäufe   

Aufgaben: 
Überwachung der jüdischen Bevölkerung. Druck, 
Verhaftungen 
Beschlagnahme des Vermögens von Juden bei 
deren Deportation

Gesellschafter der GmbH:
Land, Stadt Stgt., IHK Stgt. (bis 1938),  Schitag

Aufsichtsrat:
Friedrich Bern löhr, stellvertr. Gauwirt-
schaftsberater
Vertreter des Wirtschaftsministeriums
Vertreter der Stadt Stuttgart
Vertreter der Schitag

Württembergisches 
Wirtschaftsministerium
Dr. Jonathan Schmid
Innen- und Wirtschaftsminister 
Mitarbeiter Dr. Hans Rösch, Dr. Walter Stahl ecker 

Aufgaben: 
Aufsicht und Genehmigung von Kauf verträgen

Legende zur Organisationsübersicht der Akteure und Profi teure:

Felder, braun unterlegt: NSDAP oder NSDAP-nahe Institutionen
Felder, blau unterlegt: Staats- und Wirtschaftsinstitutionen
Texte, rot: Bereicherungen
dunkelblaue Pfeile: administrative Verfl echtungen
rote Pfeile: wirtschaftliche Vorteilnahme und berufl iche Patronage 

NSDAP-Gauleitung

Gauamtsleiter und Inspektoren

Kreisleiter und 
Kreiswirtschaftsberater

Stiftung »Wirtschaftsdank«

NSDAP-Notar Dr. Eugen Glück

Firmenkäufer

Schwäbische 
Treuhand-Aktiengesellschaft
(Schitag)

Industrie- und 
Handelskammer Stuttgart

Wilhelm Murr
Gauleiter und Reichsstatthalter

Helmut Baumert, Gaugeschäftsführer
Vorsteher der Landessparkasse

Dr. Otto Weiss, Gaupresseleiter 
Landessparkassendirektor, Käufer der Mechanischen 
Leinenweberei Laichingen, stiller Gesellschafter bei 
den Götzburg-Werken Buchau, vormals Moos AG 

Otto Hill, Gauinspektor
Landessparkassendirektor, stiller Geselllschafter bei 
den Götzburg-Werken Buchau, vormals Moos AG 

Franz Deyle, Kaufmänn. Leiter der Parteipresse Käufer 
der Weinbrennerei Jacobi AG Stuttgart

Eugen Klett, Gauschulungsleiter 
Kommanditist der Buntweberei Wildi Stuttgart-
Cannstatt, vormals Elsas 

Rudolf Rohrbach, Gauamtsleiter für Technik
Chef des Portlandzementwerks R. Rohrbach KG 
 Dotternhausen

Alfons Zeller, Gaupersonalamtsleiter 
Käufer der Majolika-Fabrik Schramberg 

Aufgaben:
Auswahl und Zustimmung zu den  Firmenkäufern 

Walther Reihle, Vorstand 

Gaurechtsamtsleiter

Aufgaben:
Realisierung formaljuristisch korrekter Kaufverträge 
bei Zwangsverkäufen

Notargebühren

Dr. Wilhelm Bonnet, Vorstand

Aufgaben:
Betriebs- und Bilanzprüfung von Firmen 
Beratung und Koordinierung der Zwangs-
verkäufe von Firmen sowie  Steuerzahlern

Zahlreiche Prüf- und Beratungsaufträge, 
 Beteiligung an der Vermittlungszentrale

Fritz Kiehn, Präsident

Aufgaben: 
Wirtschaftliche Beurteilung von Firmen und 
Käufern 

Gauwirtschaftberatung
Walther Reihle, Leiter
Friedrich Bernlöhr, Stellvertreter

Vorstand der Rohtex AG, Aufsichtsratsvorsitzender 
der Weinbrennerei Deyle

Aufgaben:
Ausschaltung der Juden aus der  Wirtschaft 
Einsetzung NS-konformer Käufer 
Bedienung von regionalen und lokalen NSDAP-Funk-
tionären bei Zwangskäufen

Vermittlungszentrale

Geschäftsführer:
Otto Lachenmaier 
(IHK bis Ende 1938)
August Dignus (Schitag)

Aufgaben:
Koordination der Zwangsverkäufe von 
 Firmen und Grundstücken
Durchsetzung von Kaufverträgen nach 
NS-Vorgaben

1936–1943, organisiert als 
GmbH 

Reichswirtschaftsministerium

Aufgaben: 
Aufsicht und Genehmigung von Kauf verträgen 
in besonderen Fällen

Das Netzwerk der Akteure und Profi teure

Deutsche Arbeitsfront (DAF)



Die Rolle der NSDAP 
und führender Funktionäre der Gauleitung 

Die NSDAP im Gau Württemberg-Hohen-
zollern war die treibende Kraft der gesell-
schaftlichen Ausgrenzung der Juden und  
ihrer Ausschaltung aus der Wirtschaft.  
Gauleiter und Reichsstatthalter war der ehe-
malige Esslinger Angestellte Wilhelm Murr.  
Er arbeitete eng mit den Landesministerien  
zusammen, die von Nationalsozialisten geführt 
wurden. Zudem genoss er das Vertrauen von 
Adolf Hitler. Murr scharte NSDAP-Mitglieder 
der ersten Stunde um sich, die er mit Privi- 
legien, Ämtern und anderen Vergünstigungen 
belohnte. Die Gauleitung bestand aus Gau- 
ämtern – u.a. der Gauwirtschaftsberatung.  
Die NS-Elite in Württemberg kam wie Gau- 
leiter Murr aus dem bürgerlichen Mittelstand. 
Die Mehrheit der Spitzenfunktionäre profi- 
tierte ab 1938 als neue Eigentümer zwangs-
verkaufter Firmen. 

Die lokalen NS-Organisationen organisierten 
die Boykotte. Sie prangerten „Judenfreunde“ 
an und setzten in den Kommunen den Abbruch  
von Geschäftskontakten zu Juden durch. Die lokale Naziprominenz hatte die Übernahme 
lukrativer Firmen im Blick. Sie hatte viele Unterstützer in den Behörden und der Bevölkerung. 
Bei vielen Akteuren verschmolzen Antisemitismus und Bereicherungsmotive miteinander. 

Die Gauwirtschaftsberater 

Innerhalb der Gauleitung war die Gauwirtschaftberatung eine kleine, aber mächtige Organisa-
tion. Ihr Chef Walther Reihle und sein Stellvertreter Friedrich Bernlöhr spielten eine zentrale 
Rolle beim Ausschluss der Juden aus der Wirtschaft. Bankkaufmann Reihle war bis 1938 
Direktor der städtischen Girokasse Stuttgart und bis 1945 Präsident des Württembergischen 
Sparkassen- und Giroverbands. Dem engen Vertrauten von Gauleiter Murr und regionalen 
Beauftragten des Vierjahresplans wuchs im Laufe der 1930er-Jahre eine große Machtfülle 
zu. Reihle verstand sich als NS-Vorkämpfer und schreckte auch vor massiven Drohungen 
nicht zurück. 

Bernlöhr, ebenfalls  Bankkaufmann, setzte Reihles und Murrs Vorgaben rücksichtslos durch 
und entwickelte dabei große Eigeninitiative. Bei Verkaufsverhandlungen mit jüdischen Unter-
nehmern drohte er mit Schikanen und Haft und hantierte sogar mit seiner Pistole. Bernlöhr 
war Profiteur von zwangsenteigneten Firmen. Sowohl Reihle wie auch Bernlöhr wurden 
nach 1945 in Spruchkammerverfahren als belastet eingestuft und zu Arbeitshaft verurteilt.

Wilhelm Murr, Gauleiter und Reichsstatthalter, auf einer  
Veranstaltung in Stuttgart. Er entzog sich 1945 seiner  
Verurteilung durch Selbstmord. 

Walther Reihle.  
Als Chef der Gauwirtschafts-
beratung trieb er die Zwangs-
verkäufe der Firmen jüdischer 
Inhaber voran. 

Friedrich Bernlöhr 
arrangierte in der  
»Vermittlungszentrale« 
die meisten Zwangs- 
verkäufe mit Erpressung  
und Drohungen.  
Er profitierte persönlich 
durch die Übernahme des 
Textilkonzerns SAPT AG  
und der Weinbrennerei  
Jacobi.   

Rechtsanwalt Eugen Glück 
war Notar und Leiter des 
Gaurechtsamts. Er sicherte 
in Württemberg die Zwangs-
verkäufe durch formal korrekte 
Kaufverträge ab und erhielt 
dafür hohe Notargebühren.



»Vermittlungszentrale« und  
Schwäbische Treuhand-AG

Eine zentrale Rolle bei der Veräußerung von Wirtschaftsbetrieben und Immobilien jüdischer Be-
sitzer spielte in Württemberg die parteinahe »Vermittlungszentrale«. Sie organisierte Hun-
derte von Zwangsverkäufen von Firmen und Grundstücken. Dabei setzte sie oft den Verkauf 
lukrativer Firmen weit unter Wert an lokale und regionale NS-Funktionäre durch. Einschüch-
terungen und Gewaltandrohungen waren an der Tagesordnung. 

Gegründet wurde die Württembergische Industrie- und Handelsberatungs- und Vermittlungs-
zentrale GmbH in Stuttgart (kurz: »Vermittlungszentrale«) Ende 1935 auf Initiative von Gauleiter 
Wilhelm Murr und Gauwirtschaftsberater Walther Reihle als halbstaatliches Wirtschaftsunter-
nehmen. Den Nationalsozialisten ging die Ausschaltung von Firmen jüdischer Unternehmer 
zu langsam und sie bekamen vom Verkaufserlös nichts ab.

Die »Vermittlungszentrale« gab dem Veräußerungsprozess einen scheinlegalen Anstrich und 
verschleierte den Einfluss der NSDAP. Die Stadt Stuttgart, das Land Württemberg, die In-
dustrie- und Handelskammer (IHK) und die Schwäbische Treuhand-AG (Schitag) waren an 
der »Vermittlungszentrale« beteiligt. IHK und Schitag stellten die Geschäftsführer. Im mächtigen 
Aufsichtsrat war die NSDAP mit Gauwirtschaftsberater Friedrich Bernlöhr vertreten.  
Die Schitag, ein Wirtschaftsprüfungsunternehmen, durchleuchtete die Firmen für die Profi-
teure. Die expansive Schitag stieg bereitwillig in die neue Firmenkonstruktion ein, hatten die 
Wirtschaftsprüfer doch ein lohnendes Geschäftsmodell im Nationalsozialismus entdeckt. 
Die »Vermittlungszentrale« war von den Entscheidungen der Gauwirtschaftsberater und von 
Gauleiter Murr abhängig. 

Massiver Druck beim Verkauf und Korruptionsgelder  

Die beiden Gauwirtschaftsberater und die »Vermittlungszentrale« zwangen 
den jüdischen Eigentümern in der Regel einen Verkaufspreis auf, der nur 
zwei Drittel des schon niedrigen Einheitswerts betragen durfte. Der sym- 
bolische Firmenwert (goodwill), eine Entschädigung für das Image des  
Betriebs, blieb stets unberücksichtigt. Den jüdischen Unternehmern wurden  
zudem Geldzahlungen an die Deutsche Arbeitsfront und die Belegschaft ab-
gepresst. Käufer waren ab 1938 zumeist regionale und lokale NSDAP- 
Akteure. Die Württembergische Landessparkasse bewilligte großzügig 
»Arisierungskredite«. Die Profiteure zahlten häufig eine »Spende« an die 
NSDAP-Stiftung Wirtschaftsdank. Gelder in Höhe von einer Million Reichs-
mark wurden auf diesem Weg hohen NSDAP-Funktionären wie dem Gau-
amtsleiter für Technik, Rudolf Rohrbach, zugeschanzt, der erhebliche 
Beträge für sein Zementwerk bei Balingen erhielt. So blühte bei Zwangs-
verkäufen die Korruption.

Unter einem Dach in der Kriegsberstraße 13 in Stuttgart:  
Die »Vermittlungszentrale« hatte ihren Sitz im selben Gebäude 
wie die Gauwirtschaftsberatung und war deren wirkungsmäch-
tiges Instrument bei Zwangsverkäufen. Nach außen sollte die  
»Vermittlungszentrale« als seriöses und neutrales Wirtschafts-
unternehmen erscheinen, das jedoch den flächendeckenden  
Firmenraub vorantrieb.

Die Schwäbische Treuhand 
AG prüfte auch zwangsweise 
übernommene Firmen  wie 
die Weinbrennerei Franz  
Deyle (vormals Jacobi AG) 
in Stuttgart im Jahr 1940.  
Die intensive Verstrickung der 
Schitag in die flächendeckende 
Ausschaltung jüdischer Unter-
nehmer in der NS-Zeit spielte 
in der Firmengeschichte nach 
1945 keine Rolle.  
Die Stuttgarter Wirtschafts-
prüfungsfirma Schitag fusio-
nierte 1994 mit der internatio-
nalen Unternehmensberatung 
Ernst & Young. 

August Dignus wurde  
von der Schwäbischen 
Treuhand AG als fachkun-
diger Geschäftsführer in 
die »Vermittlungszentrale« 
entsandt.  
Er arbeitete eng mit den 
beiden Gauwirtschaftsbe-
ratern, dem Wirtschafts- 
ministerium, der Devisen-
stelle und den Finanzäm-
tern zusammen. Dignus 
besorgte sich auch einen 
Aufsichtsratsposten in der 
zwangsenteigneten Textil-
fabrik Hautana in Böblin-
gen, die einen jüdischen 
Vorbesitzer hatte. 



Korrupte Profiteure von Zwangsverkäufen I 

Die Landessparkassendirektoren Otto Weiss und Otto Hill 

Die Fabrikanten Paul, Rudolf und Hugo Kahn 
der Mechanischen Leinenweberei Laichingen 
entschlossen sich im Frühjahr 1938 aufgrund 
von Schikanen, Rohstoffkürzungen und der 
Streichung staatlicher Aufträge, ihre Firma  
aufzugeben. Der Leiter der Devisenstelle, Ernst 
Niemann, hatte alle Geschäfts- und Privatkonten 
sperren lassen. Die Gauwirtschaftsberatung 
und das Wirtschaftsministerium hintertrieben 
zusammen mit der Devisenstelle alle Versuche 
der Familie Kahn, einen seriösen Firmennach-
folger zu finden. Schließlich präsentierten sie 
einen Kaufvertrag mit dem NS-Spitzenfunktionär 
Otto Weiss als Käufer, einem Verkaufspreis 
weit unter Wert und einer Zwangsabgabe an 
die Deutsche Arbeitsfront (DAF). Die Gebrüder 
Kahn gaben der Erpressung nach, weil Schika-
nen der Behörden und massive Drohungen der 
Gauwirtschaftsberater Schlimmeres befürchten 
ließen. Otto Weiss bewilligte sich als Direktor der 
Landessparkasse selbst einen »Arisierungskredit« 
für den Firmenkauf. 

Ganz ähnlich ging Weiss, zusammen mit Otto Hill, dem Gauinspektor und Landessparkassen-
direktor bei der regional wichtigen Textilfabrik Moos AG in Buchau vor. Aufgrund von Roh-
stoffkürzungen und drohenden Auftragsverlusten wollte der jüdische Direktor, Hermann 
Moos, im Frühjahr 1938 einen Verkauf an die Unternehmerbrüder Josef und Fidel Götz an-
bahnen. Bald schalteten sich die Gauwirtschaftsberater, die »Vermittlungszentrale« sowie 
der Bürgermeister und Ortsgruppenleiter von Buchau ein. Um die lukrative Firma gab es 
nun ein Gerangel mit vielen Kaufinteressenten, doch Hermann Moos widerstand dem Druck 
und erreichte mit den Brüdern Götz einen fairen Kaufvertrag. Die Gauwirtschaftsberater und 
die »Vermittlungszentrale« blockierten jedoch den Verkauf, weil politische Bedenken gegen 
die Götz-Brüder laut wurden. 

Im Hintergrund standen Weiss und Hill, die die Firma selbst erwerben wollten. Die Gaustellen  
akzeptierten zwar die Götzbrüder, doch nur zum Preis von Schmiergeldern. Weiss und Hill  
drückten den Kaufpreis um mehr als 200.000 Reichsmark  und setzten hohe Korruptions-
zahlungen an NS-Organisationen durch: 130.000 Reichsmark an die Stiftung Wirtschaftsdank 
sowie hohe Zahlungen an die DAF, an die NSDAP Balingen und an die »Vermittlungszentrale«. 
Weiss und Hill installierten sich als stille Teilhaber mit hohen Tantiemen. Die Finanzbehörden  

sperrten die Konten der 
jüdischen Vorbesitzer und 
pressten ihnen das Ver-
mögen über die »Juden-
vermögensabgabe«, Wert- 
papierbeschlagnahme 
und Reichsfluchtsteuer 
weitgehend ab.

Die Mechanische Leinenweberei Laichingen war das größte 
und modernste Unternehmen am Ort. Die Brüder Hugo und 
Paul Kahn hatten die Fabrik 1903 gegründet. Ihr Verwaltungssitz 
war in Stuttgart. 

Otto Weiss, mit Gauleiter-
gattin Lina Murr (links) 
und Ehefrau Maria Weiss. 
Otto Weiss, NS-Presse- 
leiter, Landessparkassen-
direktor und Murr-Freund, 
profitierte von der Mecha-
nischen Leinenweberei 
Laichingen (MLL) und 
den Götzburgwerken  
Buchau. Er fiel als Soldat 
1944. Seine Frau erbte die 
MLL. Die Kahns verklagten 
1953 Maria Weiss, die 
sich einer Restitution ver-
weigerte, erfolgreich auf 
die Rückgabe der Firma. 

Otto Hill amtierte bis 1938 
als Vorsitzender des Gau-
gerichts. Von 1938 bis 
1945 war er einer der 
hauptamtlichen Direktoren 
der Württembergischen 
Landessparkasse. Zugleich 
profitierte er als stiller Ge-
sellschafter der Götzburg-
werke in Buchau. 

Die Textilfabrik Hermann Moos AG mit 
290 Beschäftigten im oberschwäbischen 
Buchau gehörte bis 1938 Hermann und 
Franz Moos und dessen Frau Julie Moos. 
Hermann Moos konnte sich in die USA 
retten, die Witwe Julie Moos starb 1943 
im KZ Theresienstadt.  
1950 erhielt Hermann Moos in einem 
Vergleich 100.000 Dollar von der Familie 
Götz, die die Fabrik weiterführte. 



Korrupte Profiteure von Zwangsverkäufen II

Die NS-Spitzenfunktionäre Friedrich Bernlöhr und Franz Deyle

Die SAPT AG war ein europaweit tätiger Textilrohstoffkonzern mit Sitz in Stuttgart-Unter-
türkheim. Gauwirtschaftsberater Friedrich Bernlöhr, der persönliche und politische Interessen 
eng verquickte, drängte im Auftrag von Gauleiter Murr auf die Übernahme der Firma. Die  
jüdische Familie Wolf, die im Konzern die Aktienmehrheit besaß, war 1937 ins Ausland  
geflohen. 1938 wurden Aufsichtsrat und Vorstand mit Nichtjuden besetzt. Bernlöhr wurde 
Aufsichtsratsmitglied, die Eigentumsverhältnisse blieben jedoch zunächst bestehen. Der 
Leiter der Devisenstelle, Ernst Niemann, drängte auf den Verkauf des Aktienpakets der Familie 
Wolf im Wert von 1,2 Millionen Reichsmark. Es entbrannte ein Übernahmekampf zwischen 
den NS-Gauinspektoren Otto Hill und Otto Weiss und Bernlöhr und Els Voelter, den die 
letzteren für sich entschieden. Mit seiner Freundin Voelter erwarb Bernlöhr die Aktienmehrheit 
der SAPT. Ab 1942 war er Geschäftsführer der in Rohtex umbenannten Aktiengesellschaft. 
Aufgrund von Kriegszerstörung konnte die Firma nach 1945 nicht restituiert werden. Der 
deutsche Staat zahlte der Familie Wolf eine Entschädigung.

Die Zwangsenteignung der Weinbrennerei Jacobi AG in Stuttgart verlief nach ähnlichem 
Muster. Die Brüder Hugo und Hermann Jacobi führten das renommierte Unternehmen.  
Bereits 1933 verlor Hugo Jacobi auf Druck zweier Nationalsozialisten im Vorstand seine 
Führungsposition, Ende 1935 dann sein Bruder Hermann, der gleich auswanderte. Ihre Aktien-
mehrheit konnten beide noch behalten. Im Zusammenspiel bedrohten Gauwirtschaftsberater 
und Devisenstelle im Frühjahr 1938 Hugo Jacobi massiv. Zollfahndungsbeamte brachten 
ihn auf die Devisenstelle, um den Verkauf seines Aktienpakets zu erpressen. Alle Versuche, 
die Wertpapiere ins Ausland zu retten, torpedierten die Gaustellen. 

Der Devisenstellenleiter Niemann und Bernlöhr wollten dem Stuttgarter Spitzenfunktionär 
Franz Deyle die Aktienmehrheit zuschanzen. Bernlöhr und Deyle intervenierten im Mai 1939 
beim Reichswirtschaftsministerium, das Jacobi anwies, sein Aktienpaket unter Tageswert an 
Deyle zu verkaufen. Auf Initiative von Niemann und Bernlöhr wurde Jacobi in Berlin verhaftet. 
Er verkaufte seine Aktien daraufhin resigniert. 

Weiss und Hill von der Landessparkasse gewährten ihrem Parteifreund Deyle einen hohen 
Kredit, damit er Mehrheitsaktionär werden konnte. Bernlöhr wurde Aufsichtsratsvorsitzender 
der Weinbrennerei Franz Deyle. 

Hugo Jacobi konnte 1940 mittellos nach Übersee fliehen. 1947 wurde die Firma an die  
Brüder Jacobi restituiert.

Unternehmer profitierten 

Auch wichtige Unternehmen aus der 
Region gehörten zu den Profiteuren der 
Zwangsverkäufe wie beispielsweise 
Trigema Burladingen,  
Becker Stuttgart/Deggingen,  
Breitling Stuttgart,  
Breuninger Stuttgart, 
Knagge & Peitz Stuttgart,  
Spiecker Stuttgart,  
Burkhardt Mössingen,  
Niess und Blanz Ludwigsburg,  
Vonessen Mühlacker,  
Munz & Öhme Göppingen und 
Haidt Tübingen. 
Sie erwarben die Firmen der jüdi-
schen Unternehmer unter Wert. 

Der stellvertretende 
Gauwirtschaftsberater 
Friedrich Bernlöhr 
setzte viele jüdische 
Unternehmer massiv 
unter Druck. Er erwarb 
die Aktienmehrheit an 
der Stuttgarter Firma 
SAPT AG, wurde Auf-
sichtsratsvorsitzender 
in der Weinbrennerei 
Jacobi und setzte sich 
in den Besitz von zwei 
weiteren Unternehmen 
in den besetzten 
Niederlanden, die den  
jüdischen Vorbesitzern  
entzogen wurden. 

Els Voelter, begeisterte Hitler-Freundin und frühes NSDAP-
Mitglied aus Stuttgart, hatte sich mit Hilfe des engen Vertrauten  
und Gauwirtschaftsberaters Friedrich Bernlöhr neben der 
SAPT AG auch die Bettfedernfabrik Strauss angeeignet.

Franz Deyle war als kaufmännischer Direktor der NS-Presse 
gescheitert. Gauwirtschaftsberater Friedrich Bernlöhr und  
Devisenstellenleiter Ernst Niemann brachten im Auftrag von 
Gauleiter Murr den NS-Spitzenfunktionär als Mehrheits- 
aktionär in der Weinbrennerei Jacobi unter, die nun Wein- 
brennerei Franz Deyle hieß. 

Die Weinbrennerei Jacobi AG war eine der größten der Branche 
in Deutschland. Sie besaß auch eine Aktienmehrheit an der 
Stuttgarter Hofbräu AG, die unter massiven Gewaltdrohungen 
des Gauwirtschaftsberaters Reihle verkauft werden musste. 



Der Raubzug der württembergischen  
Finanzbehörden

Die Finanzbehörden erhoben nach 1933 als erste deutsche Verwaltung die NS-Ideologie 
zur Richtschnur ihres Handelns. In Württemberg gab es das Landesfinanzamt (ab 1937 
Oberfinanzpräsidium) und 46 Finanzämter (seit 1938). Die führenden Finanzbeamten waren 
1933 deutschnational oder nationalliberal eingestellt. Ihre Selbstgleichschaltung funktionierte 
reibungslos, fast alle Beamten traten bis 1937 der NSDAP bei. Die zuständigen Mitarbeiter 
exekutierten kompromisslos die antisemitische Finanzpolitik, die auch der Haushalts- und 
Kriegsfinanzierung diente.  

Reichsfluchtsteuer und steuerliche Diskriminierung 

Die 1931 gegen Kapitalflucht eingeführte Reichsfluchtsteuer wurde von der  
NS-Regierung 1934 verschärft und traf jüdische Emigranten mit voller Härte.  
Ab 50.000 Reichsmark Vermögen waren nun 25 Prozent Reichsfluchtsteuer  
abzuführen. Gegen bereits geflohene Juden ging man mit Steuersteckbriefen vor. 
Die Beschlagnahme von Grundstücken und Wertpapieren und Verhaftungen  
bei der Wiedereinreise waren die Folge. Da man Juden Fluchtabsichten und 
heimliche Vermögenstransfers ins Ausland unterstellte, verlangte die Finanz- 
verwaltung ab 1936 von den Emigranten Unbedenklichkeitsbescheinigungen. 
Ab 1938 wurde das Vermögen der Juden systematisch durch Sicherungs- 
anordnungen gesperrt, was den Verkaufsdruck auf die jüdischen Unternehmer 
massiv steigerte.   

Weitere antijüdische Maßnahmen folgten, z.B. gegen Steuerberater. Ab 1936 
wurden Betriebe geprüft und durch Steuernachforderungen schikaniert. Anfang 
1938 strich man die Kinderermäßigung für jüdische Familien. Die jüdischen 
Gemeinden verloren im März 1938 den Status als Körperschaft öffentlichen 
Rechts, was zu hohen Steuerforderungen führte. Privaten Pflegeanstalten  
hat man in Württemberg die Gemeinnützigkeit entzogen, wenn sie jüdische  
Patienten aufnahmen.  

Staatliche Enteignung 

Nach dem Novemberpogrom 1938 bürdete der NS-Staat den deutschen Juden  
– im NS-Jargon »Sühneleistung« genannt – eine hohe Sonderabgabe, die »Juden-
vermögensabgabe« in Höhe von 1,1 Milliarden Reichsmark auf. Durch die An-
meldung des Vermögens der Juden ab 5.000 Reichsmark im April 1938 waren 
die Finanzbehörden über deren materielle Situation bestens informiert. Viele 
Beamte lehnten Ratenerlasse und Stundungsanträge von verarmten Juden ab 
und setzten kurze Zahlungsfristen mit teilweise antisemitischen Begründungen. 
1939 verloren Juden durch die Silberabgabe Schmuck und wertvolle Gegenstände. 
Eine hohe Abgabe wurde auch auf das Umzugsgut erhoben. Immer wieder ver-
hinderten Finanzbeamte durch die nicht rechtzeitige Ausstellung von Unbedenklich-
keitsbescheinigungen die Flucht. Die Finanzbehörden verwerteten ab 1941 das 
Vermögen der deportierten Juden.

Der deutschnationale Ober-
finanzpräsident Ernst Peiffer 
war seit Ende 1929 bis zur 
Pensionierung im Dezember 
1941 im Amt. Er erwartete 
von seinen Beschäftigten un-
bedingte Treue zu Adolf Hitler 
und zum NS-Staat. 1937 er-
ließ Peiffer eine Aufforderung 
an die Mitarbeiter, mit Juden 
keine Geschäfte zu betreiben.

Wer als Jude mehr als 5.000 Reichsmark Vermögen besaß, 
wurde gezwungen, davon 20 Prozent als »Sühneleistung«  
zu bezahlen. Im Oktober 1939 wurde die »Judenvermögens- 
abgabe« auf 25 Prozent erhöht. Die meisten Beamten trieben 
die Ratenzahlungen unerbittlich ein – auch bei verarmten,  
verwitweten und kranken Personen.

Der Oberfinanzpräsident lehnte den 
Antrag der Rentnerin Berta Reiss auf 
Erlass der fünften Rate der Judenver-
mögensabgabe ab.  
Daraufhin griff das Finanzamt 
Schwäbisch Hall auf das Vermögen 
per Sicherungshypothek zu. 

Gebäude des Oberfinanzpräsidiums in 
Stuttgart, der Zentrale der Finanzverwaltung 
in Württemberg und Hohenzollern.  
Die Finanzverwaltung zog 34 Millionen 
Reichsfluchtsteuer und 35 Millionen 
»Judenvermögensabgabe« von der 
jüdischen Bevölkerung in Württemberg 
und Hohenzollern ein. 



Die Devisenstelle und ihr Leiter Ernst Niemann

Der Devisenstelle Stuttgart spielte bei der Flucht der Juden 
aus Württemberg und Hohenzollern eine besonders  
verwerfliche Rolle. Die den Landesfinanzämtern unter-
stellten Devisenstellen waren 1931 ursprünglich gegründet  
worden, um in der Bankenkrise die Kapitalflucht aus 
Deutschland zu bekämpfen. Im Nationalsozialismus  
waren sie ein Instrument der Devisenbewirtschaftung, 
damit kriegswichtige Rohstoffe beschafft werden konnten. 
Es wurde die Anmeldepflicht für Vermögen im Ausland 
und Deviseneinnahmen eingeführt sowie die Ausfuhr von 
Reichsmark und Wertgegenständen erheblich erschwert. 
Die devisenrechtlichen Bestimmungen trafen – wie die 
Reichsfluchtsteuer – hauptsächlich die jüdische Bevöl-
kerung, die vor der Verfolgung ins Ausland zu fliehen 
versuchte. In der Devisenstelle mit 120 Beschäftigten 
herrschte zunächst die gängige NS-Verwaltungspraxis. 

Niemann drangsaliert die jüdische Bevölkerung

In der entscheidenden Phase der Verschärfung der NS-Judenpolitik wurde Ernst Niemann im 
Oktober 1937 an die Spitze der Devisenstelle gesetzt. Hier agierte der ehrgeizige Spitzen-
beamte als „Schreckgespenst“ der jüdischen Bevölkerung, wie zahlreiche Zeitzeugen be-
richten. Der karrieresüchtige Reichsbankrat Niemann trat bereits 1930 der NSDAP bei und 
war Aktivist und fanatischer Antisemit. Aufgrund seines Ermessensspielraumes verhängte 
er massenhaft Sicherungsanordnungen auf der Basis der verschärften Devisenbestimmungen 
und Sicherungshaft, um das Vermögen von Juden zugunsten des Staates zu enteignen. Er 
nötigte zahlreiche Fabrikanten zu Zwangsverkäufen. Ernst Niemann beleidigte Juden und 
ihre jüdischen und nichtjüdischen Anwälte bei Vorladungen in die Devisenstelle im schärfsten 
antisemitischen Ton, nahm Ausreisewilligen Reisepässe ab und schaltete häufig die Gestapo 
ein, um Betroffene verhaften zu lassen. Zu seinen brutalen Methoden gehörte auch die Er-
pressung von Lösegeldern, die Juden zahlen mussten, um aus NS-Deutschland ausreisen 
zu können. So leistete er einen entscheidenden Beitrag zur Ausplünderung der jüdischen 
Bevölkerung. Niemann rechtfertigte sein militantes Vorge-
hen damit, dass er so dem Deutschen Reich die meisten 
Devisen einbringen könne. 

Anders als andere Verfolger und Profiteure wurde Ernst 
Niemann im Rahmen der Entnazifizierung nach langen Aus-
einandersetzungen 1953 als Hauptschuldiger verurteilt. 
Zahlreiche jüdische Opfer hatten erdrückende Beweise 
vorgelegt und auf seine Bestrafung gedrängt. Die eigentlich 
für Hauptschuldige vorgesehene Lagerstrafe musste er 
nicht antreten.

Der gefürchtete Leiter der Devisenstelle, 
Ernst Niemann (1900–1983), schikanierte 
systematisch die jüdischen Bürgerinnen  
und Bürger. 

Die Devisenstelle war unter anderem für Sicherungsanordnungen 
zuständig und stand in direkter Verbíndung zu den obersten 
Reichsbehörden (Reichswirtschafts- und Reichsfinanz- 
ministerium).

Der Stuttgarter Rechtsanwalt 
Benno Osterstag war ein 
Opfer von Ernst Niemann. 
Nach dem Krieg sorgte er 
mit anderen durch seine 
Aussagen dafür, dass die 
brutalen Methoden des 
Devisenstellenleiters einer 
breiten Öffentlichkeit bekannt 
wurden.

Im Dezember 1948 berichtete die Stuttgarter Zeitung über die 
Einstufung von Ernst Niemann durch die Zentrale Spruchkam-
mer in Ludwigsburg als Hauptschuldiger. Er wurde zunächst zu 
acht Jahren Arbeitslager verurteilt. Tatsächlich antreten musste 
er diese Haft aber nie.



Kommunen als Informanten, Verfolger, Profiteure 
und die Rolle der Gestapo

Die Städte und Gemeinden beteiligten sich in den 1930er-Jahren sehr aktiv und 
früh an der Ausgrenzung der Juden und ihrer Entfernung aus dem Wirtschafts- 
leben. In Stuttgart wurden im Sommer 1933 bereits die Lebensmittelabteilungen  
der Warenhäuser geschlossen. Städtische Mietverträge mit jüdischen Geschäfts-
inhabern wurden gekündigt, was häufig Geschäftsaufgaben nach sich zog. Ähnlich  
war es in Esslingen, Ludwigsburg, Tübingen, Ulm, Schwäbisch Gmünd und 
Schwäbisch Hall. Die meisten württembergischen Städte und Gemeinden verboten 
den jüdischen Viehhändlern ab 1936 den Zugang zu den wichtigsten Viehmärkten. 
Dadurch gerieten viele Händler in große Existenznot. 

Bereitwillig übermittelten die Kommunen und Landkreise den NS-Organisationen, 
den Behörden und der Gestapo personenbezogene Daten und Informationen über 
das Leben der jüdischen Bevölkerung. Verstärkt ab 1938 eigneten sich Städte 
und Gemeinden Immobilien jüdischer Eigentümer an, die durch Zwangsumsiedlung 
ihre Häuser räumen mussten, die geflohen waren oder die deportiert wurden.

Die Gestapo sichert die Ausraubung ab 

Die Gestapo unterstützte die Ausplünderung der Juden in allen Phasen mit polizeilichen 
Maßnahmen und bis hin zu Verhaftungen. Bei der Staatspolizeistelle Stuttgart war das so- 
genannte Judenreferat zuständig, das über Außenstellen in sechs Regionalstäd-
ten verfügte. Sie erfassten dort die ganze jüdische Bevölkerung sowie ein- und 
ausreisende Juden in Karteien. Die Gestapo kooperierte mit den Finanzbehör-
den, um Informationen über vermeintliche Fluchtvorbereitungen und bevorste-
hende Kapitaltransfers auszutauschen. Eine enge Zusammenarbeit entwickelte 
sich zwischen der Gestapo und der Devisenstelle, deren Leiter Ernst Niemann 
oft Sicherungshaft androhte oder sogar selbst anordnete. 

Die Gestapo verhaftete in der Pogromnacht 1938 und in den Tagen danach fast 
900 jüdische Männer in Württemberg und Hohenzollern und beschlagnahmte 
Kult- und Wertgegenstände. Dadurch übte sie massiven Druck auf die Juden aus 
und drängte sie zur raschen Emigration und zum Verkauf von Firmen und Grund-
stücken. Die Geheime Staatspolizei war als Hoheitsinstanz des NS-Staats auch 
für die Deportation und die Beschlagnahme des Vermögens der Deportierten und 
ausgebürgerten Juden zuständig. Die Gestapo Württemberg nahm – im Reichs-
durchschnitt – ungewöhnlich viele Ausbürgerungen vor. Die Gestapo koordinier-
te und kontrollierte die Zusammenarbeit der örtlichen Polizeidienststellen, der 
Landrats- und Finanzämter, die Beschlagnahmung des Vermögens der Deportierten 
und begleitete die Transporte in die Konzentrations- und Vernichtungslager.

1933 kündigte der Tübinger Gemeinderat auf Antrag der 
NSDAP-Fraktion die städtischen Kapitalanlagen bei der  
Privatbank „Bankcommandite Siegmund Weil“. Die Bank  
war dadurch ruiniert und musste 1934 an nichtjüdische  
Nachfolger verkauft werden.   

Die Geheime Staatspolizei – Staatspolizeistelle Stuttgart – wies 
im Mai 1937 alle Polizeidienststellen und Landräte an, nicht nur 
die Finanzämter, Zollfahndungsstellen und Staatspolizeileitstellen, 
sondern auch die Devisenstelle, die Reichsbankanstalt Stuttgart 
und die kommunalen Steuerämter über vermutete Vorbereitungen 
von Juden zur Flucht zu informieren. 

Die NSDAP-Gauleitung Württemberg hatte nach der Pogromnacht die Kommunen zum Immobilienkauf 
aufgefordert. Besonders die Städte Stuttgart und Heilbronn erwarben viele Objekte weit unter Wert, die 
sie für städtebauliche Entwicklungen nutzen, NS-Organisationen zur Verfügung stellten oder zum Teil teurer 
an Privatleute weiterverkauften. Am 14. September 1936 kaufte die Stadt Stuttgart von der Erbengemein-
schaft Benzinger das Gebäude Marienstraße 43 mit umgebenden Lustgärten im Umfang von über 22 ha 
für 110.000 Reichsmark.



Die Landeshauptstadt Stuttgart  
bringt Immobilien an sich

Auch Kommunen waren in großem Maße an der Ausraubung jüdischer Bürgerinnen und Bürger 
beteiligt. Ihr Interesse galt besonders Gebäuden und Grundstücken, die sie vermieten, mit 
Gewinn veräußern oder für städteplanerische Zwecke nutzen konnten.
So hat die Landeshauptstadt Stuttgart sich ab 1935 bis April 1945 Immobilien unter 
Zwangsbedingungen angeeignet, gehäuft nach der Pogromnacht 1938. Belegt sind 56 
Eigentumsübergänge. Die Liegenschaften verteilten sich über die ganze Stadt. Erworben 
wurden repräsentative Gebäude ebenso wie wenig auffällige Wohn- oder Geschäftshäuser. 
Auch unbebaute Grundstücke wechselten den Besitzer.

Die kommunale Aneignungspolitik wurde von der NS-Reichsregierung und den regionalen 
NSDAP-Stellen unterstützt und vorbereitet. Im April 1938 wurden die deutschen Juden per 
Verordnung gezwungen, ihr Vermögen an Grund und Boden im Detail anzugeben. 
Im Wettbewerb mit privaten Aufkäufern waren Kommunen im Vorteil. Finanz- und Grund-
buchämter gaben über die finanzielle Situation jüdischer Hausbesitzer Auskunft. Mit der 
Einrichtung von Preisbehörden konnte die Stadt selbst über die Kaufpreise entscheiden, 
die nicht über den Einheitswerten liegen sollten. Ab Dezember 1938 landeten Zahlungen 
auf Sperrkonten, über die die jüdischen Familien nicht mehr frei verfügen durften.

Mit den Deportationen: Alles fällt an den NS-Staat

Den finalen Raub jüdischen Besitzes – auch an Grund und Boden – regelte die Elfte  
Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 24. November 1941. Sie wurde in Vorbereitung 
der Deportationen der deutschen Juden in den Osten erlassen. Der ganze Besitz der  
Deportierten fiel nun an das Deutsche Reich, das diese Immobilien dann selbst nutzen  
oder weiterverkaufen konnte – nicht zuletzt an Kommunen.

Ernüchternde Restitution nach 1945

Die Landeshauptstadt Stuttgart hat während der Restitutionsverfahren ihre Rolle im  
NS-Regime nie kritisch aufgearbeitet. Sie ließ sich von denselben Beamten vertreten,  
die schon während der NS-Zeit die Zwangsverträge vorbereitet und abgeschlossen  
hatten. Die Rückerstattung von Immobilien wurde erneut nach den Vorgaben des  
früheren Einheitswerts vollzogen. Teilweise wurde immer noch rassistisch argumentiert.
Profitiert hat die Landeshauptstadt sowohl von den Zwangsaneignungen als auch von  
der Restitution nach 1945.

Wie sich die Landeshauptstadt Stuttgart in der NS-Zeit bereicherte 423

Die Endstufe der Zwangsaneignung von 
Immobilien
Den endgültigen Verfall privaten jüdischen 
Besitzes an Grund und Boden regelte die 
Elfte Verordnung zum Reichsbürgergesetz 
vom 24. November 1941.23 Alle ins Ausland 
deportierten oder emigrierten deutschen 
Juden verloren die Staatsangehörigkeit. Ihr 
Besitz in Deutschland fi el an das Reich, das 
manche Immobilie weiterverkaufte – nicht 
zuletzt auch an die Kommunen.24 

Amtliche Dokumente erlauben kaum 
Einblick ins Private. Jeder einzelne jüdi-
sche Grundstückseigentümer hatte sicher 
seine individuellen Gründe, in dieser Situ-
ation seine Immobilien, Häuser, Geschäfts-
häuser, den eigenen Grund und Boden zu 
veräußern. Häuser und Anwesen sicherten 
bis dahin ganz oder zu Teilen ein materi-
elles Auskommen, waren Absicherung im 
Alter. Für viele war dieser Besitz ange-
stammtes Heim, erlaubte Rückbesinnung 
auf familiäre Wurzeln, Kindheit, Freunde 
und soziale Bindungen. Nun aber war die 
Auswanderung das Gebot der Stunde. 
Dazu brauchte man Geld – zunächst für 
die Ausreise, aber ebenso auch für das 
Leben in der Fremde. Nicht der Marktwert 
sondern der Einheitswert bestimmte den 
Kaufpreis.25 Verkauf und Ankauf liefen 
durch ein schikanöses und zeitraubendes 
Genehmigungsverfahren. Das Finanzamt 

intervenierte und zog die »Judenvermö-
gensabgabe« sowie alle Steuerrückstände 
vom Entgelt ab. Hypotheken und Verbind-
lichkeiten waren in toto zu begleichen. 
Ab Dezember 1938 landete der Kaufpreis 
oder dessen Rest auf einem Sperrkonto, 
von dem nur monatlich geringe Beträge 
ausgezahlt werden durften. 

Nicht zuletzt durch ihre Zwangsaufkäu-
fe leistete die Stadt ihren eigenen Beitrag 
zur rassistisch begründeten Diskriminie-
rung der jüdischen Bevölkerung wie zum 
Beispiel durch die Wohnungspolitik. Das 
Gesetz über die Mietverhältnisse mit 
Juden26 vom 30. April 1939 hatte in Stutt-
gart eine besondere, lokal spezifi sche Um-
setzung erfahren. Die Stuttgarter Juden 
wurden per Amtsblatt im August 1939 
aufgefordert, die Aufl agen des neuen 
Mietgesetzes für sich und untereinander 
zu regeln. Der Wohnungswechsel, Aus- 
und Einzug, sollte bereits nach drei Mona-
ten bis 1. Dezember 1939 abgeschlossen 
sein.27 Für Stuttgart bedeutete dies, dass 
sobald ein unter Zwang verkauftes Wohn- 
oder Geschäftshaus im Besitz der Stadt 
war, die jüdischen Bewohner – Vermieter 
ebenso wie Mieter – die Wohnung zu 
räumen hatten. 

Zur Wohnungspolitik berichtete die 
Verwaltung für 1940: „Eine größere Zahl 
jüdischer Familien wurde aus jüdischen 

Anzahl der Aneignungsfälle zur NS-Zeit nach Jahren (zwei ohne Datum)
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23 RGBl. I 1941, S. 722. 
24 Nichtprivates, öffentliches Eigentum von Juden ge-

langte auf anderem Wege in den Besitz des Reiches.

25 Fritsche 2013, S. 355. 
26 RGBl. I 1939, S. 864 f.
27 SAS: Amtsblatt Nr. 91 vom 10. August 1939, S. 465 f.

Das Haus des Vereins Jüdisches Schwesternheim Stuttgart 
in der Dillmannstraße musste 1941 der Reichsvereinigung 
der Juden in Deutschland übertragen werden. Von ihr erwarb 
die Stadt Stuttgart 1942 das Anwesen zum Einheitwert von 
105.000 Reichsmark. Die Kaufsumme gelangte nie in den  
Besitz der Reichsvereinigung.

Die ehemalige Villa Schreiber in der Hasenbergsteige, im Besitz 
von Albert Kahn, wurde 1942 mit mehreren Grundstücken von 
der Landeshauptstadt für 56.000 Reichsmark erworben. In das 
Anwesen sollte ein H-J-Heim eingerichtet werden. Albert Kahn,
als »Reichsfeind« eingestuft, kam nie in den Besitz der Kaufsumme.

Das Altenheim des Israelitischen Landesasyl- und Unterstützer- 
Vereins für Württemberg in der Heidehofstraße wurde 1941 
der Reichvereinigung der Juden in Deutschland übertragen. 
Von ihr erwarb die Stadt Stuttgart das Anwesen für 90.000 
Reichsmark. Die jüdischen Bewohnerinnen und Bewohner 
wurden nach Eschenau zwangsevakuiert.

Anzahl der Aneigungsfälle während der NS-Zeit nach Jahren. 
Auffällig ist die große Anzahl der Aufkäufe im Jahr 1939 nach 
der Pogromnacht im November 1938 und ab 1941 mit dem 
Beginn der Deportationen.


